
Recht & Steuern | Dienstwagenüberlassung

92 Autoflotte | 10_2016

Fo
to

: E
dl

er
 v

on
 R

ab
en

st
ei

n/
Fo

to
lia

Privatnutzung | Wann und wie lange darf der Dienstwagen weitergefahren werden? Bereits zu Beginn der Überlassung sind umfassende Regelungen zu treffen

  Rechtliche Grundlage für die Dienst-

wagenüberlassung – auch bei Nutzung  

zu privaten Zwecken – ist immer der Arbeits-

vertrag oder eine Zusatzvereinbarung  

beziehungsweise eine gesonderte Dienst-

wagen- Überlassungsvereinbarung. Neben 

Motivationsaspekten ist in erster Line Zweck 

einer solchen Vereinbarung, dass der Arbeit-

geber sicherstellen möchte, dass Mitarbeiter, 

die beruflich häufig unterwegs sind, ihre Ein-

satzorte zügig erreichen und ihre Aufgaben 

reibungslos erledigen können. Es entspricht 

heute dabei der Regel, dass Fahrzeuge nicht 

nur zum dienstlichen Gebrauch überlassen 

werden, sondern gleichzeitig auch die un-

entgeltliche private Nutzung gestattet wird. 

Damit stellt die Überlassung eines Dienst-

wagens eine selbstständig neben dem  

Gehalt stehende Sachleistung des Arbeit-

gebers dar. Der Dienstwagen wird so fester 

Bestandteil der Vergütung.

An dieser Stelle zeigt sich schon die erste 

rechtliche Hürde. Wenn sich der Arbeitgeber 

nicht sicher ist, ob er eine solche Regelung 

auch für die Zukunft möchte, könnte er auf 

die Idee kommen, die Überlassung unter 

den Vorbehalt der Freiwilligkeit zu stellen. 

Dies wäre keine gute Lösung, denn der Frei-

willigkeitsvorbehalt in Form einer als AGB 

auszulegenden formularvertraglichen Klau-

sel wäre schlicht unzulässig.

Auch der oft verwendete Vorbehalt der 

Widerruflichkeit ist für den Arbeitgeber nicht 

ungefährlich. Da die erlaubte Privatnutzung 

Bestandteil des Gehaltes (eben als Sachleis-

tung) ist, würde ein allgemeiner Widerrufs-

vorbehalt dem Arbeitgeber ermöglichen, je-

derzeit in die Gehaltshöhe des Mitarbeiters 

ohne Begründung, einfach durch teilweise 

Entziehung der Sachleistung einzugreifen. 

Dies hält das Bundesarbeitsgericht (BAG)  

für unzulässig  (BAG, Entscheidung vom 

12.01.2005, Az. 5 AZR 364/04). Wer dennoch 

mit dem Instrument des Widerrufsvorbehal-

tes arbeiten möchte, sollte die Widerrufs-

gründe (nur Sachgründe) von Anfang an 

 wenigstens stichwortartig im Überlassungs-

vertrag aufzählen. Damit kann sich der Ar-

beitnehmer auf die Sachgründe eines späte-

ren eventuellen Widerrufs einstellen und so 

die Zulässigkeit beurteilen. Aber auch dieser 

Weg birgt Risiken und ist rechtlich zumin-

dest nicht unumstritten.

Krankheit und Dienstwagenüberlassung | 

Grundsätzlich schuldet der Arbeitgeber die 

Überlassung des Dienstwagens so lange, 

wie er Lohnfortzahlung leisten muss. 

Anders ausgedrückt: Bei krankheitsbe-

dingter Arbeitsunfähigkeit bleibt die Nut-

zungsmöglichkeit des überlassenen Fahr-

zeugs durch den Mitarbeiter bestehen. Das 

BAG hat hierzu eindeutig Stellung bezogen 

(BAG, Entscheidung vom 14.12.2010,  

Az. 9 AZR 631).

Die Überlassung des Dienstfahrzeuges 

zur privaten Nutzung stellt eine zusätzliche 

Wenn am Privileg gerüttelt wird
Häufige Streitpunkte | Der Dienstwagen ist Gehaltsbestandteil. Damit geht es um Geld, und das führt bekannt-

lich schnell zu Unstimmigkeiten. Was geschieht mit ihm bei Krankheit, Teilzeit, Elternzeit oder Kündigung?

Bei Krankheit besteht für die 
Dauer der Lohnfortzahlung 

Anspruch auf den Dienstwagen. 



Dienstwagenüberlassung | Recht & Steuern

steuer- und abgabenpflichtige Vergütung 

für die arbeitsvertraglich geschuldete Leis-

tung dar. Wird dem Mitarbeiter das Fahrzeug 

vertragswidrig entzogen, kann er sogar Nut-

zungsausfallentschädigung verlangen. 

Besteht bei andauender Arbeitsunfähig-

keit nach § 3 Abs. 1 EFZG keine Entgeltfort-

zahlungspflicht mehr, entfällt auch die 

Grundlage für die Überlassung des Dienst-

wagens als zusätzlicher Gehaltsbestandteil. 

Der Entzug des Dienstwagens ist dann nicht 

mehr vertragswidrig. Damit erlischt der An-

spruch des Mitarbeiters auf die private Nut-

zung des Dienstfahrzeugs – der Arbeitgeber 

macht sich mit der Entziehung des Fahr-

zeugs nicht schadensersatzpflichtig.

Mutterschutz: Streit ist vorprogrammiert | 

Die Ausgangslage: Mit Beginn der Mutter-

schutzfrist werden die gegenseitigen Haupt-

leistungspflichten aus dem gemeinsamen 

Arbeitsvertrag ausgesetzt. Der Arbeitgeber 

schuldet der schwangeren Mitarbeiterin kei-

ne Vergütung, die Schwangere selbst wird 

von der Verpflichtung zur Arbeitsleistung 

entbunden. 

Man könnte nun analog dem zuvor Ge-

sagten annehmen,  die Mitarbeiterin müsse 

das Fahrzeug herausgeben, da der Sach-

bezug Gehaltsbestandteil ist und dieser ge-

rade nicht mehr geschuldet wird. Dem ist 

nicht so.

Wieder das BAG (Entscheidung vom 

10.12.2000, Az. 5 AZR 240/99) hat entschie-

den, dass der Anspruch der Schwangeren 

auf Überlassung des Dienstwagens zu die-

sem Zeitpunkt aus § 14 Abs. 1 Satz 1 MuSchG 

folgt. („Frauen, die Anspruch auf Mutter-

schaftsgeld nach § 24i Abs. 1, 2 Satz 1 bis 4 

und Abs. 3 des Fünften Buches Sozialgesetz-

buch oder § 13 Abs. 2, 3 haben, erhalten 

während ihres bestehenden Arbeitsverhält-

nisses für die Zeit der Schutzfristen des § 3 

Abs. 2 und § 6 Abs. 1 sowie für den Entbin-

dungstag von ihrem Arbeitgeber einen Zu-

schuss in Höhe des Unterschiedsbetrages 

zwischen 13 Euro und dem um die gesetzli-

chen Abzüge verminderten durchschnittli-

chen kalendertäglichen Arbeitsentgelt.“)

 Der Gesetzeswortlaut verbietet es dem 

Arbeitgeber nicht, das Mutterschaftsgeld als 

Sachbezug zu zahlen. Anderenfalls wäre – so 

der dahinterstehende Gedanke – die 

Schwangere in der Phase erhöhter Schutz-

bedürftigkeit gezwungen, sich um ein Er-

satzfahrzeug zu bemühen. Das Gericht legt 

§14 MuSchG deshalb dahingehend aus, dass 

weiterhin ein Anspruch auf Sachbezug be-

steht – allerdings nur dann, wenn die Arbeit-

nehmerin während der letzten drei Monate 

vor dem Beginn der Schutzfrist einen An-

spruch auf einen Dienstwagen hatte.

Eindeutige Regel in der Elternzeit | Ganz 

anders und einfach ist es während der El-

ternzeit: Es besteht kein Vergütungsan-

spruch gegenüber dem Arbeitgeber. Das 

bedeutet: keine Gehaltszahlung, kein Dienst-

wagenanspruch. Eine ähnliche Vorschrift wie 

der zuvor erwähnte § 14 MuSchG besteht für 

die Dauer der Elternzeit nicht. Nun möchten 

Eltern aber durchaus das Fahrzeug während 

der Elternzeit weiter nutzen und manche 

machen dies auch mit Zustimmung ihres Ar-

beitgebers so. Nun wird es richtig kompli-

ziert. Wird der Dienstwagen respektive des-

sen Nutzung als geldwerter Vorteil auf das 

Elterngeld angerechnet? Dazu das Sozial-

gericht Stuttgart (Entscheidung vom 

19.03.2012, Az. S 17 EG 6737/10): „Arbeitneh-

mer, die während der Elternzeit nicht berufs-

tätig sind und ihren Dienstwagen weiter 

nutzen dürfen, müssen keinen Abschlag 

beim Elterngeld hinnehmen.“ Der geldwerte 

Vorteil aus der privaten Dienstwagennut-

zung in dem Zeitraum ohne Erwerbstätig-

keit kann nicht als Einkommen berücksich-

tigt werden, so das Sozialgericht Stuttgart.

Dazu das Landessozialgericht Baden-

Wü r t t e m b e rg  ( E n t s c h e i d u n g  v o m 

22.01.2013, Az. L 11 EG 1721/12): „Die Über-

lassung eines Pkw (Dienstwagen) durch den 

Arbeitgeber zur privaten Nutzung während 

des Bezugs von Elterngeld stellt einen geld-

werten Vorteil dar, der im und für den Eltern-

geldbezugszeitraum erarbeitet wird und da-

her zum nachgeburtlichen Einkommen 

zählt.“ Verständlich ausgedrückt: Ein Dienst-

wagen bleibt auch in der Elternzeit ein geld-

werter Vorteil. Und ein geldwerter Vorteil 

kann ebenso wie ein zusätzliches Gehalt da-

zu führen, dass das Elterngeld um diesen be-

rechenbaren Vorteil gekürzt wird. Dies ist 

Stand der Rechtsprechung.

Altersteilzeit | Ob der Arbeitnehmer sei-

nen Dienstwagen während der Altersteilzeit 

weiter nutzen darf, hängt von den getroffe-

nen Regelungen ab. In der Regel wählt der 

Mitarbeiter für die Altersteilzeit ein soge-

nanntes „Blockmodell“. Er arbeitet zunächst 

in Vollzeit und baut dadurch ein Zeitgut-

haben auf. In der darauf folgenden Freistel-

lungsphase ist er dann aufgrund des Zeit-

guthabens von der Arbeit freigestellt. 

Dr. Michael 

Ludovisy | 
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Deshalb muss er im Ergebnis in der Freistel-

lungsphase auch nicht auf seinen Dienstwa-

gen verzichten. 

Entscheidend ist, dass im Arbeitsvertrag 

beziehungsweise im Altersteilzeitarbeitsver-

trag konkrete Regelungen über den Dienst-

wagen und die weitere Nutzung getroffen 

wurden. Mit enthalten sein muss im Vertrag 

wieder die Erlaubnis der Nutzung des Fahr-

zeugs für private Zwecke. Dann ist der 

Dienstwagen auch in dieser Fallkonstellation 

als Sachbezug zu sehen und damit ein geld-

werter Vorteil. Diese Leistung des Arbeitge-

bers bleibt so lange geschuldet, wie er auch 

Arbeitslohn leisten muss. 

Problem dabei und letztlich eine Frage 

der konkreten Berechnung der gegenseiti-

gen Vorteile: Der Arbeitnehmer nutzt in der 

Regel den Dienstwagen auch in der Passiv-

phase in vollem Umfang, obwohl ihm der 

Arbeitgeber während der Gesamtdauer der 

Altersteilzeit nur die Hälfte seines Arbeitsloh-

nes schuldet. Dies bedeutet aber nicht, dass 

er den Dienstwagen in der Freistellungspha-

se nicht mehr nutzen darf (so das Landesar-

beitsgericht Rheinland-Pfalz, Entscheidung 

vom 12.03.2015, Az. 5 Sa 565/14). 

Regeln wie bei Teilzeit | Das Gericht legt 

näher dar, dass die gleichen Regeln gelten 

wie bei der Teilzeit. Solange Gehalt gezahlt 

wird, solange muss auch bei entsprechender 

vertraglicher Einigung der Dienstwagen be-

reitgestellt werden. Auch bei Nichtbeschäf-

tigung, etwa Krankheit, ist der Dienstwagen 

zu gewähren. 

Gehalt und andere geldwerte Leistungen 

lassen sich anteilig berechnen; dies funktio-

niert bei der privaten Dienstwagennutzung 

aber nicht. Aus diesem Grund kann der Mit-

arbeiter (wie bei Teilzeit) verlangen, dass ihm 

der Dienstwagen als geldwerte Leistung 

komplett vom Arbeitgeber gestellt wird. Die 

entscheidende Aussage des Gerichts: Der 

Arbeitgeber kann zwar die dadurch über-

höhte Bezahlung seines Mitarbeiters an an-

derer Stelle kompensieren. Dies aber muss 

explizit geregelt werden. 

Häufiger Fehler dabei ist, dass die Partei-

en gerade zu dieser Frage meist nur unzurei-

chende oder sogar gar keine Regelungen 

treffen. Wenn etwa der Dienstwagen ohne 

Widerrufsvorbehalt oder andere Rücknah-

memöglichkeiten überlassen wurde und so-

mit keine Anpassungsmöglichkeiten für die 

Altersteilzeit oder Teilzeitphase vereinbart 

wurden, gilt die ursprüngliche Dienst-

wagenvereinbarung bis zur Beendigung des 

(Alters-)Teilzeit- Arbeitsverhältnisses. 

Aber auch eine Widerrufsklausel hilft dem 

Arbeitgeber bei unklarer Formulierung nur 

bedingt. Eine solche Klausel muss gemäß  

§ 307 Abs. 1 Satz 2 BGB transparent sein. Dies 

bedeutet, der Arbeitnehmer muss genau 

wissen, wann ein Widerruf droht, und muss 

sich darauf einstellen können. Konkret be-

deutet dies, dass die möglichen Gründe für 

einen Widerruf genau benannt werden müs-

sen (zum Beispiel in den konkreten Fällen der 

Freistellung oder die genau beschriebenen 

Veränderungen der Tätigkeiten des Arbeit-

nehmers). Ein typischer Fall für eine konkrete 

Umschreibung des Widerrufsvorbehaltes ist 

der Entzug der Fahrerlaubnis. 

Die Rechtsprechung gibt zur Ausgestal-

tung der Widerrufsregelung detaillierte Hilfe. 

So ist es grundsätzlich zulässig, den Firmen-

wagen für den Fall einer Freistellung bei Kün-

digung vertraglich zurückzuverlangen. Dazu 

muss aber im Dienstwagenüberlassungsver-

trag eine Ankündigungsfrist – in der Regel 

mindestens vier Wochen – vereinbart wer-

den. Anderenfalls ist die gesamte Widerrufs-

klausel unwirksam – mit der Folge, dass der 

Arbeitgeber dann keine vertragliche Grund-

lage mehr für eine (vorzeitige) Rückforde-

rung des Dienstwagens hat. 

Kündigung | Einfacher stellt sich die 

Rechtslage bei der Beendigung des Arbeits-

verhältnisses (Kündigung) dar. Bei Beendi-

gung des Arbeitsverhältnisses ist der Dienst-

wagen an den Arbeitgeber herauszugeben. 

Größtes Problem in diesem Zusammen-

hang ist die Frage der Rückgabe dann, wenn 

die Beendigung des Arbeitsverhältnisses als 

solche oder nur der Zeitpunkt der Beendi-

gung zwischen den Vertragspartnern streitig 

ist. Wählt der Arbeitnehmer den Weg der 

Kündigungsschutzklage, sollte der Arbeitge-

ber mit der Rückforderung des Dienstwa-

gens vorsichtig sein – ihm droht unter Um-

ständen eine Schadensersatzforderung des 

Arbeitnehmers auf Nutzungsausfall, wenn 

dieser die Kündigungsschutzklage gewinnt. 

Der Arbeitnehmer ist dann nämlich so zu 

stellen, als hätte er den Wagen die ganze Zeit 

weiterbenutzen dürfen. 

Trotz alledem können die Vertragspartei-

en auch regeln, dass der Arbeitgeber den 

Firmenwagen entschädigungslos zurück-

verlangen kann. Voraussetzung ist aber, dass 

das Zurückverlangen des Fahrzeugs „billi-

gem Ermessen“ entspricht, was spätestens 

bei einer Kündigungsschutzklage zweifel-

haft ist und auch spätestens an diesem 

Punkt  ebenfalls zu Streit führen wird.

Ebenso kommt als Schadensersatz für 

den entzogenen Dienstwagen auch in Be-

tracht, dass der Arbeitnehmer die Kosten für 

einen vergleichbaren Mietwagen geltend 

macht. Wenn er keine konkreten Aufwen-

dungen für einen solchen hatte, gibt es 

mehrere Möglichkeiten der Berechnung.

Bei der einen Berechnung wird der Nut-

zungsausfall nach der Ein-Prozent-Regelung, 

mit der auch das Finanzamt die private Nut-

zung von Dienstwagen bemisst, bewertet 

(monatlich ein Prozent vom Listenpreis zur 

Zeit der Erstzulassung). Bei einer anderen Be-

rechnung wird die Nutzugsausfall-Tabelle 

von Sanden-Danner-Küppersbusch heran-

gezogen. Wer diese beiden Methoden näher 

vergleicht, wird sehr schnell bemerken, dass 

die Nutzungsausfalltabelle als Grundlage für 

die Bemessung des Schadensersatzes des 

Arbeitnehmers für diesen weitaus günstiger 

ist als die Ein-Prozent-Regelung. Welche Be-

rechnung damit im Einzelfall zum Zuge 

kommt, birgt wiederum Potenzial für recht-

liche Auseinandersetzungen. Auch hier gilt, 

besser auch diesbezüglich im Vertrag für alle 

späteren Eventualitäten vorzubeugen.

Dem zuvor Gesagten ist damit eine wich-

tige Hauptaussage zu entnehmen: Beim 

Dienstwagenüberlassungsvertrag ist es von 

grundlegender Bedeutung, bereits zu Be-

ginn des Vertragsverhältnisses weitreichen-

de Regelungen zu vereinbaren. Das gilt auch 

für solche Fälle, an die in einem intakten Ar-

beitsverhältnis zunächst niemand denken 

mag.  | Dr. Michael Ludovisy

Karriereende | Ob ein Dienstauto in der Altersteil-

zeit genutzt werden darf, ist vertraglich zu regeln
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Häufiger Fehler: Bei der Dienst-
wagenüberlassung wird die  
Teilzeitfrage nicht geregelt.
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Mietwagen | Vermittlungsangebot reduziert Auswahlfreiheit

  Die Frage, ob der vom Geschädigten gewählte Mietwagentarif erfor-

derlich war, kann offen bleiben, wenn dem Geschädigten jedenfalls ein 

günstigerer Tarif „ohne Weiteres“ zugänglich gewesen wäre. Dann wäre 

dem Geschädigten unter dem Gesichtspunkt der Schadenminderungs-

pflicht eine andere Wahl zumutbar gewesen. In diesem Zusammenhang 

kann das Angebot des (gegnerischen) Haftpflichtversicherers, eine 

günstigere Anmietungsmöglichkeit zu vermitteln, die Auswahlfreiheit 

des Geschädigten reduzieren.

BGH, Entscheidung vom 26.4.2016, Az. VI ZR 563/15, VersR 2016, 1071

Sachmangel | Aussagen des BGH

  Der seit dem Schuldrechtmodernisierungsgesetz geltende § 434 BGB 

geht von einem wesentlich weiter gefassten Sachmangelbegriff aus als 

das alte Recht. Urteile zum alten § 459 BGB a.F. können daher nicht mehr 

angewendet werden (mit Blick auf den VW-Skandal eine sehr wichtige 

Aussage). Als Beschaffenheit einer Kaufsache im Sinne des § 434 BGB 

sind sowohl alle Faktoren anzusehen, die der Sache selbst anhaften, als 

auch alle Beziehungen der Sache zur Umwelt, die nach der Verkehrsauf-

fassung Einfluss auf die Wertschätzung der Sache haben. 

BGH, Entscheidung vom 15.6.2016, Az. VIII ZR 134/15, DAR 2016, 509

Schadenregulierung | Keine Nebenleistung des Maklers

  Die Schadenregulierung im Auftrag des Versicherers gehört in der 

Regel nicht zur Nebenleistung des Versicherungsmaklers. Sie ist vom 

Begriff der Rechtsdienstleistung erfasst. 

BGH, Entscheidung vom 14.1.2016, Az. I ZR 107/14, VuR 2016, 349

Rückwärtsfahren aus Parkbucht | Kein Anscheinsbeweis

  Die für die Anwendung eines Anscheinsbeweises gegen einen Rück-

wärtsfahrenden erforderliche Typizität des Unfallgeschehens liegt dann 

nicht vor, wenn beim Rückwärtsfahren aus Parkbuchten zwar feststeht, 

dass vor der Berührung ein Fahrzeug zwar rückwärtsgefahren ist, aber 

nicht ausgeschlos-

sen werden kann, 

dass eines der Fahr-

zeuge im Augenblick 

der Kollision bereits 

gestanden hat. 

BGH, Entscheidung  

vom 15.12.2015, Az. VI R 

6/15, zfs 2016435

Widerruf durch den Hersteller | Kein Anspruch auf Kulanz

  Teilt eine Werkstatt ihrem Kunden mit, dass der Hersteller zum Beispiel 

80 Prozent der Reparaturkosten übernimmt und widerruft der Hersteller 

später seine Zusage, so kann aus der Äußerung der Werkstatt keine  

Garantieerklärung oder ein selbstständiges Schuldanerkenntnis gegen-

über dem Kunden 

hergeleitet werden.

LG Frankfurt a. M.,  

Entscheidung vom 

1.7.2016, Az. 2-27 O 

308/15, DAR 2016, 531

Nacherfüllungsfrist | Wann sie angemessen ist

  Für eine Fristsetzung zur Nacherfüllung genügt es, wenn der Käufer 

durch Verlangen nach sofortiger, unverzüglicher oder umgehender Leis-

tung die schnelle Behebung der gerügten Mängel deutlich macht. Dem 

Verkäufer muss so deutlich werden, dass ihm nur ein begrenzter Zeit-

raum zur Verfügung steht. Für die Beurteilung, ob eine Nacherfüllung für 

den Käufer unzumutbar ist, sind alle Umstände des Einzelfalles zu be-

rücksichtigen, insbesondere die Zuverlässigkeit des Verkäufers oder der 

Umstand, dass dieser bereits beim ersten Erfüllungsversuch einen er-

heblichen Mangel an fachlicher Kompetenz hat erkennen lassen.

BGH, Entscheidung vom 13.7.2016, Az. VIII ZR 49/15, DAR 2016, 513
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